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Weisung zu Nebenbeschäftigungen und öffentlichen Ämtern 

Grundlagen 

- § 42 Gesetz über das Staatspersonal (BGS 126.1) 
- § 63 - 65 Gesamtarbeitsvertrag GAV (BGS 126.3) 
- Formular: Gesuch zur Bewilligung einer Nebenbeschäftigung/der Ausübung eines öffentlichen Amtes 

Ausgangslage 

Durch vermehrt politische Aufmerksamkeit ist das Thema der Nebenbeschäftigungen von Staatsangestellten 
immer wieder auch in den Medien zu finden. Das Personalamt wird zukünftig periodisch die bewilligten Ne-
benbeschäftigungen überprüfen und sicherstellen, dass auch Veränderungen bei Nebenbeschäftigungen 
erkannt und geprüft werden. Um eine einheitliche Praxis unter den verschiedenen Anstellungsbehörden 
herbeizuführen und damit die Rechtsgleichheit zu wahren, erlässt das Personalamt eine entsprechende Wei-
sung. 

Erwägungen 

In dieser Weisung werden die gesetzlichen Bestimmungen konkretisiert. Es sollen für alle Beteiligten die De-
finitionen der Nebenbeschäftigung und des öffentlichen Amtes vorliegen und die Praxis aufgezeigt werden. 
Im Weiteren werden die Aufgaben und Pflichten der Beteiligten geklärt sowie die Abläufe definiert. 

1. Bewilligungspflicht 

Nebenbeschäftigungen müssen vor Antritt/Annahme und anschliessend periodisch gemeldet und bewilligt 
werden. Öffentliche Ämter müssen vor Annahme des Amtes gemeldet werden, sofern Arbeitszeit in An-
spruch genommen wird oder Konflikte mit dienstlichen Interessen entstehen könnten. Die Meldepflicht gilt 
für alle Angestellten, auch für Teilzeitbeschäftigte. 

Freizeitbeschäftigungen, Tätigkeiten in Vereinen oder politischen Parteien, Mitarbeit in eidgenössischen, 
interkantonalen, kantonalen oder kommunalen Gremien (soweit sie in den dienstlichen Aufgabenbereich 
fallen) sowie die Tätigkeit in Personalverbänden und in Gremien des GAV sind nicht meldepflichtig. 

2. Zuständigkeiten 

Mitarbeitende füllen vor Beginn einer Nebenbeschäftigung oder vor der Annahme eines öffentlichen Amtes 
das entsprechende Formular aus. Die Vorgesetzten prüfen das Gesuch mit der erforderlichen Aufmerksam-
keit und leiten dieses auf dem Dienstweg an die Anstellungsbehörde weiter, wenn dem Gesuch entsprochen 
werden kann. 

3. Entscheidungsinstanz 

Grundsätzlich sind die Anstellungsbehörden zuständig für die Bewilligung. Um eine einheitliche Praxis si-
cherzustellen werden in der Kantonalen Verwaltung für sämtliche Mitarbeitenden Bewilligungen zentral 
durch das Personalamt erteilt. Für Mitarbeitende der Gerichte ist die Gerichtsverwaltungskommission zu-
ständig. Das Personalamt führt für ihren Zuständigkeitsbereich eine Datenbank, die auch die Bewilligungen 
der Mitarbeitenden der Gerichte umfasst. Damit ist eine vollständige Auswertung möglich. Für die kantona-
len Lehrpersonen der Berufsbildungszentren und Mittelschulen sind die Direktoren und Rektoren (Anstel-
lungsbehörde) zuständig. Dies umfasst nebst der Bewilligung auch die Führung einer entsprechenden Da-
tenbank. Für Mitarbeitende der Solothurner Spitäler AG ist die soH direkt zuständig. 
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4. Meldepflicht 

Die angestellte Person muss ihrem direkten Vorgesetzten sowie der Anstellungsbehörde jede Änderung im 
Zusammenhang mit der bewilligten Nebenbeschäftigung oder dem bewilligten öffentlichen Amt umgehend 
selbständig melden.  

Der Regierungsrat hat mit Nr. 2017/825 vom 8. Mai 2017 – nach Einigung in der GAVKO - beschlossen, dass 
Nebenbeschäftigungen zukünftig auch bei Änderungen sowie periodisch gemeldet werden müssen. 

5. Bewilligungspraxis 

5.1. Allgemeine Praxis 

Seit dem Jahr 2006 (Beschluss Koordinationskommission) werden Nebenbeschäftigungen von vollzeitlich 
Angestellten jeweils im Umfang von maximal 10% eines Vollpensums bewilligt. Das Pensum sämtlicher 
Haupt- und Nebenbeschäftigungen darf zusammen maximal rund 110% betragen. 

Bei öffentlichen Ämtern wird auf eine zeitliche Beschränkung verzichtet. Vorgesetzte sind verantwortlich für 
die Beurteilung, ob sich  ein öffentliches Amt auch vom zeitlichen Aufwand her negativ auf die Arbeitsleis-
tung auswirken kann. 

Sofern notwendig, dürfen die Anstellungsbehörden weitere Angaben verlangen, wenn dies zur Beurteilung 
des Gesuchs notwendig ist. 

Die Erteilung einer Bewilligung erfolgt unabhängig von der Lohnklasse und der Kaderstufe. 

Bewilligungen können befristet oder unbefristet erfolgen. 

Es besteht die Möglichkeit, eine Bewilligung mit Einschränkungen zu erteilen.  

5.2. Einkommensdeklaration bei Nebenbeschäftigungen 

Die jeweiligen Vorgesetzten nehmen zu jedem Antrag um Bewilligung einer Nebenbeschäftigung Stellung 
und vermerken zu Handen der Anstellungsbehörde, ob das Gesuch bewilligt werden soll, ob Einschränkun-
gen oder Bedingungen an eine Bewilligung geknüpft werden sollen oder ob das Gesuch abzulehnen ist. Nur 
wenn die vorgesetzte Stelle gewisse Zweifel hat, dass Interessenskonflikte entstehen können, erfolgt die 
Nachfrage nach der Entschädigungshöhe. Um sicherzustellen, dass die Nebenbeschäftigungen erfasst und 
aktuell gehalten werden, werden in den Dienststellen zusätzlich periodische Umfragen durchgeführt. 

Die folgenden Beispiele sollen die Vorgesetzten in dieser Fragestellung unterstützen: 

5.2.1. Verwaltungsratsmandate mit interner Einflussnahme 

Ein/e Kaderangestellte/r möchte ein Verwaltungsratsmandat bei einer Aktiengesellschaft annehmen, welche 
immer wieder Aufträge für den Kanton infolge Submissionen offeriert und teilweise auch den Zuschlag 
dafür erhält. Die antragstellende Person ist nicht direkt mit Ausschreibungen konfrontiert. Abhängig von der 
Funktion, bestehen für die vorgesetzte Stelle aber Zweifel, ob die antragstellende Person kantonsintern die 
Entscheidungsfindung indirekt beeinflussen kann/wird. In einem solchen Fall soll die Entschädigung erfragt 
werden. Beträgt die Honorarhöhe beispielsweise 20‘000 Franken oder mehr, sind zusätzliche Zweifel 
angebracht. Liegt die Entschädigungshöhe bei beispielsweise 2‘000 Franken, kann davon ausgegangen 
werden, dass das Einkommen nicht zu einem zusätzlichen Interessenkonflikt beiträgt. Die 
Entschädigungshöhe sollte dabei immer in das Verhältnis zum Lohn beim Kanton Solothurn gesetzt werden. 
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Generell gilt bei Verwaltungsratsmandaten, genauer nach der Tätigkeit und deren Verbindungen zum 
Kanton als Arbeitgeber zu fragen. 

5.2.2. Lukrative Nebenbeschäftigungen, welche die Grundprinzipien einer Anstellung verletzen 

Bestehen Zweifel, dass Nebenbeschäftigungen sich nicht mit den Grundprinzipien einer Anstellung beim 
Kanton Solothurn decken, moralisch heikel sind, gegenteilige Interessen/Zielkonflikte mit sich bringen oder 
die erfolgreiche Aufgabenerfüllung stören, müssen diese kritisch hinterfragt werden. In einem solchen Fall, 
soll zusätzlich die Entschädigungshöhe abgefragt und in das Verhältnis zum Lohn beim Kanton Solothurn 
gesetzt werden.  

Beispiel 1: Ein/e Kaderangestellte/r arbeitet beim Amt für Umwelt im Bereich Abfallentsorgung. Gleichzeitig 
bekleidet diese Person ein Verwaltungsratsmandat bei einer global tätigen Unternehmung, welche heikle 
Sonderabfälle generiert und auf unterschiedliche Art und Weise entsorgt. 

Beispiel 2: Ein/e Arbeitnehmer/in arbeitet beim Kanton Solothurn im Bereich Finanzen und tätigt 
Finanzanlagen. Gleichzeittig möchte diese Person ein Mandat bei einer Bank annehmen. Hierbei könnten bei 
der Vergabe von Anlageaufträgen Interessenskonflikte entstehen. Eine hohe Mandatsentschädigung könnte 
den Interessenskonflikt zudem begründen. 

Generell gilt, bei solchen Nebenbeschäftigungen genauer nach der Tätigkeit und deren Verbindung zum 
Kanton als Arbeitgeber zu fragen. Interessenkonflikte können zudem durch hohe Zusatzeinkommen 
verursacht werden. 

5.2.3. Lukrative Nebenbeschäftigungen 

Bestehen die Vermutungen und/oder Zweifel, ob eine Nebenbeschäftigung eine Korruptionsgefahr auslöst 
oder diese erhöht, soll die Höhe des Einkommens in die Beurteilung miteinbezogen werden. Tiefe 
Einkommen (z.B. CHF 2‘000 pro Jahr) stützen die Vermutungen oder Zweifel nicht. Bestehen hingegen 
Vermutungen, dass für eine Nebenbeschäftigung hohe Entschädigungen (z.B. 20‘000 pro Jahr) bezahlt 
werden, ist das Einkommen zu erfragen und die Tätigkeit genauer zu prüfen. Die Entschädigungshöhe sowie 
das Pensum sollte dabei immer in das Verhältnis zu der Anstellung beim Kanton Solothurn gesetzt werden. 

6. Personalrechtliche Konsequenzen bei Nichteinhalten 

Die Verantwortung der Überwachung liegt bei den Vorgesetzten. Eine einmal erteilte Bewilligung kann 
wieder entzogen werden, wenn die Voraussetzungen nicht mehr gegeben sind (z.B. bei Pensenänderungen). 
Alternativ müsste das Arbeitspensum beim Kanton – sofern betrieblich möglich – reduziert werden, wenn die 
Nebenbeschäftigung den zulässigen zeitlichen Umfang überschreitet.  

7. Empfehlung 

Im Rahmen der Bewerbungsgespräche ist ausdrücklich nach Nebenbeschäftigungen zu fragen. 

 

Stand: 1. Februar 2022 

Diese Weisung gilt ab 1. Juni 2017 


